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Nr. 122. 


Beamtenunterſtützungsfonds. 
Berlin, den 14. Mai 1898. 


In Stelle der 
„Grundſätze für die Vorlage und Behandlung der Geſuche um Unterſtützung aus 
dem Beamtenunterſtützungsfonds vom 19. März 1894 — Marineverordnungsblatt 
Seite 60/61 —“ 

treten die nachſtehenden Grundſätze in Kraft. 


In Vertretung des Staatsſekretärs des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
J. 2295. Büchſel. 


Grundſätze 
für die Vorlage und Behandlung von Unterſtützungsgeſuchen der Beamten. 


1. Aus den bei Kapitel 64 Titel 5a und 5b des Marineetats vorgeſehenen Beamten⸗ 
unterſtützungsfonds können Beamte der Marineverwaltung — mit Ausnahme der bei 
dem Marinekabinet, Oberkommando und Reichs⸗Marine⸗Amte Angeſtellten — Unter⸗ 
ſtützungen erhalten, und zwar: 

a) die höheren und mittleren Beamten ſowie die gleichartigen Hülfsarbeiter aus 
Kapitel 64 Titel 5a, 
b) die Kanzlei⸗ und Unterbeamten ſowie die gleichartigen Hülfsarbeiter aus 

Kapitel 64 Titel 5 b. 

2. a Verfügung über dieſe Fonds ſteht dem Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗ 

mts zu. 


3. Von den unter 1 genannten Beamten können nach Maßgabe der verfügbaren Mittel 
nur diejenigen berückſichtigt werden, welche unverſchuldet in eine dringende Nothlage 
gekommen und der Berückſichtigung würdig ſind. 
Auch bei erſten Equipirungen und Allerhöchſt befohlenen Uniformveränderungen 
kann 15 oo nur dann bewilligt werden, wenn eine ſolche Nothlage nad)= 
ewieſen iſt. 

Anträge von höher als mit einem jährlichen Dienſteinkommen von 4500 L. beſoldeten 

Beamten, ſowie von Intendanturreferendaren, Bauführern und Applikanten können 

nur ausnahmsweiſe in beſonders dringenden Fällen und auch nur inſoweit berück⸗ 

ſichtigt werden, als dies ohne Beeinträchtigung der übrigen zur Unterſtützung aus 
dem Fonds Berechtigten geſchehen kann. 

5. Die Gewährung wiederholter ising a an denſelben Beamten im Laufe eines 

Etatsjahres findet in der Regel nicht ftatt. 

6. Die ausführlich zu begründenden Geſuche ſind, begleitet mit einem ausgefüllten und 
bezüglich der Richtigkeit beſcheinigten Fragebogen über die perſönlichen und Gin: 
kommensverhältniſſe des Geſuchſtellers nach dem beigefügten Muſter, auf dem Dienſt⸗ 
wege dem Staatsſekretär des Reichs⸗Marine⸗Amts einzureichen. 


156 


Die Beſcheinigung der Richtigkeit des Fragebogens erfolgt von dem nächſten 
Dienſtvorgeſetzten. 

Die Geſuche, welche durch Ausgaben für die in der Familie vorgekommenen 
Krankheiten begründet werden, ſind mit ärztlichen Atteſten, an deren Stelle bezügliche 
Beſcheinigungen der nächſten Dienſtvorgeſetzten beigefügt werden können, zu begleiten. 
Die Vorlage der ärztlichen Honorarrechnungen genügt nicht. 


Die Vorlage der Geſuche erfolgt: 


—1 


10. 


11. 
12. 


a) für die Zahlmeifter und die Stationsapotheker — nach vorhergehender Begut- 
achtung ſeitens des Intendanten bezw. des Vorſtandes der Bekleidungsämter, 
bezw. des Stationsarztes — für die Gerichtgaktuare, Schullehrer, Küſter, ſowie 
für die Beamten der Marineakademie und Schule, des Lootſen⸗ 2c. Weſens 
und der Obſervatorien durch den Stationschef, 

b) für die Beamten der Artillerie- und Minendepots und die Büchſenmacher 
durch den Marinedepotinſpekteur, 

c) für die Beamten der Torpedowerkſtatt, einſchließlich der zu derſelben komman⸗ 
dirten Schutzmänner, durch den Inſpekteur des Torpedoweſens, 

d) für die Beamten der Werften, einſchließlich der zu denſelben kommandirten 
Schutzmänner, durch den Oberwerftdirektor, 

e) für die Beamten der Intendanturen, der Stationskaſſen, der Bekleidungsämter — 
nach vorhergehender Begutachtung ſeitens der Vorſtände — der Verpflegungs⸗ 
ämter, der Garniſon⸗ und Garniſonbauverwaltungen, ſowie für die Lazareth⸗ 
verwaltungs⸗ und Unterbeamten durch den Intendanten und 

f) für die Beamten der Seewarte durch den Direktor. 


. Von den unter 6 epale ci Befehlshabern bezw. Vorſtänden werden die ein: 


gehenden Geſuche mit einem Vermerk darüber verſehen, ob — eventl. in welcher Höhe — 
die Bewilligung einer Unterſtützung befürwortet wird. 

Die Geſammthöhe der Vorſchläge eines jeden Etatsjahres hat ſich in den 
Grenzen desjenigen Betrages zu halten, welcher nach dem Etatstitel auf die be⸗ 
treffenden, von der vorlegenden Stelle reſſortirenden Beamten entfällt. 

Bezüglich der Kanzlei⸗ und Unterbeamten wird bemerkt, daß von dem Etatsſoll 
des Kapitels 64 Titel 5b ½ zur Bewilligung außerordentlicher Vergütungen abgezweigt 
iſt. Für dieſe Beamten bleiben demnach nur ¼ des Etatsſolls zu Unterſtützungs⸗ 
wecken verfügbar. 

m 1. eines jeden Monats werden die geſammelten Geſuche mittelſt kurzer Begleit⸗ 
eingabe, in welcher Amtstitel und Namen der Bittſteller erſichtlich zu machen find, 
ir Vorlage gebracht. 

ie Entſcheidungen des Staatsſekretärs des Reichs⸗Marine⸗Amts ergehen an die Be⸗ 
hörden, welchen die zu 6 genannten Befehlshaber ꝛc. vorſtehen. Dieſelben haben 
alsdann die weitere Mittheilung zu veranlaſſen. 

Die Zahlung der Unterſtützungen erfolgt: 

a) an die Beamten der Werften und des Seezeichenweſens der Oſtſee durch die 

Kaſſen der Werften, " 

b) an die Beamten der Seewarte durch deren Kaffe, 

c) an ſämmtliche übrigen Beamten durch die betreffende Stations- bezw. 

Garniſonkaſſe. 

Die Beträge der an Zahlmeiſter zur erſten Einkleidung und zu Allerhöchſt be⸗ 
fohlenen Uniformveränderungen bewilligten Unterſtützungen find, ſofern die Empfänger 
derſelben Mitglieder der Offizierkleiderkaſſe find, von der anweiſenden bezw. zahlenden 
Stelle einzubehalten und an die Offizierkleiderkaſſe unter gleichzeitiger Benachrichtigung 
der Verwaltungskommiſſion derſelben abzuführen. 

Die über dieſe Beihülfen zu ertheilenden Quittungen ſind der anweiſenden bezw. 

ahlenden Stelle zu übermitteln. 

on den Schiffen gezahlte Beträge werden denſelben auf Anweiſung der Stations⸗ 
intendanturen durch Kontenausgleichung erſtattet. 

Alle Unterſtützungsangelegenheiten ſind als geheime Dienſtſachen zu behandeln. 


Berlin, den 14. Mai 1898. 


In Vertretung des Staatsſekretärs des Reichs⸗Marine⸗Amts. 
Büchſel. 
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Fragebogen.“) 


Zur Beurtheilung der Geſuche von Beamten um Bewilligung von Unterſtützungen aus 
dem Beamtenunterſtützungsfonds ſind nachfolgende Fragen zu beantworten: 


Vor⸗ und Zuname? 


. Amtsſtellung? 

. Datum der Geburt? 

. Ob verheirathet? 

. Wieviel Kinder? (Nach Geſchlecht und Alter.) 

„Welches Dienſteinkommen, einſchließlich etwaiger Bezüge aus Nebenämtern? (Angabe 


über die etwaige freie Dienſtwohnung.) 


. Was hat Geſuchſteller zu entrichten an: 


a) Gd n ür e 
b) Beiträgen für Lebensverſicherung? 
c) Steuern? 


. Welche laufenden Einnahmen bezieht Geſuchſteller aus eigenem Vermögen, aus dem 


Vermögen ſeiner Ehefrau oder durch anderweite Zuwendungen? 


. Hat Geſuchſteller im laufenden Etatsjahre bereits eine Unterſtützung erhalten, bezw. 


welche und wann? 
Die Richtigkeit beſcheinigt. 
Ort. Datum. Unterſchrift. 


) Zu dieſem Fragebogen iſt Papier von der für den dienſtlichen Schriftverkehr vorgeſchriebenen 
Form zu verwenden. 


